
 

Die Themen heute:          08.12.2022 
 Neu ab Januar 2023! Die elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)  
 Fachkräfteeinwanderung  
 Arbeitszeiterfassung - Beschlussbegründung  
 „Kriechschäden“ werden vom Begriff „Erdrutsch“ nicht ausgeschlossen  
 
Liebe Mitglieder, 

heute erhalten Sie eine BfB-Infomail zu obigen Themen – wir bitten um Beachtung! 

Neu ab Januar 2023! Die elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)  
Ab Januar 2023 muss der Arbeitnehmer die AU nicht mehr in Papierform vorlegen. Statt der Vorlage 
muss der Mitarbeiter dem Arbeitgeber Bescheid geben, dass die eAU abrufbar ist. Die Bringschuld des 
Arbeitnehmers verwandelt sich damit in eine Holschuld des Arbeitgebers. Spätestens an dem auf den 
dritten Krankheitstag des Arbeitnehmers folgenden Arbeitstag muss der Arbeitgeber die Krankmeldung 
aber bei der Krankenkasse abrufen können.  
 
Bedeutung für die Branche: 
Als gesetzlich vorgesehenes Beweismittel wird der Mitarbeiter vom Arzt aber weiterhin eine 
Papierbescheinigung erhalten. Ansonsten wäre es für den Arbeitnehmer und Patienten nahezu 
unmöglich, zu beweisen, dass er laut behandelndem Arzt arbeitsunfähig ist, wenn dieser beispielsweise 
vergisst, die Meldung an die Krankenkasse weiterzuleiten. 
 

Fachkräfteeinwanderung  
Die Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten sind beschlossen. So geschehen am 
vergangenen Mittwoch im Bundeskabinett. Die neue Strategie der Bundesregierung ist, allgemein die 
Bildungschancen zu verbessern, Aus- und Weiterbildungen gezielt zu fördern, bessere 
Rahmenbedingungen und Anreize für die Erwerbstätigkeit von Frauen und älteren Menschen zu setzen 
und die Fachkräfteeinwanderung zu steigern. Hierzu wurden drei „Säulen“ vorgestellt. Die 
Fachkräftesäule soll Menschen weiterhin ermöglichen, mit entsprechender Ausbildung leichter einen 
Aufenthaltstitel zu erlangen. Gleichzeitig sollen Fachkräfte auch jede qualifizierte Beschäftigung 
ausüben können und nicht mehr starr und sehr eng begrenzt, lediglich gemessen an ihrem 
Ausbildungstitel, eingesetzt werden dürfen. Die Erfahrungssäule wird Drittstaatsangehörigen die 
Einwanderung erleichtern, die mindestens zwei Jahre Berufserfahrung und einen in ihrem Herkunftsland 
staatlich anerkannten mindestens zweijährigen Berufsabschluss erworben haben.  
Mit der Potenzialsäule werden Menschen unterstützt, die noch keinen deutschen Arbeitsvertrag haben. 
Mit einer sog. Chancenkarte, die Qualifikation, Sprachkenntnisse, Berufserfahrung, Deutschlandbezug 
und Alter mitberücksichtigen soll, können Probearbeit und Nebenbeschäftigung vereinfachter absolviert 
werden.  
 
Bedeutung für die Branche: 
Die neue Einwanderungspolitik bietet besondere Chancen, gut qualifizierte Mitarbeiter oder auch 
motivierte Studenten und Auszubildende zu akquirieren. 
 
...lesen Sie bitte weiter auf Seite2! 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/eckpunkte-fachkr%C3%A4fteeinwanderung-zusammenfassung.pdf?__blob=publicationFile&v=4


 

Arbeitszeiterfassung - Beschlussbegründung  
Das Bundesarbeitsgericht hat seinen Beschluss vom 13.09.2022 (Newsletter vom 19.09.2022) 
zwischenzeitlich begründet. Weiterhin klar ist, dass Arbeitszeiten erfasst werden müssen. Damit sind 
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, inklusive Überstunden gemeint. Gleichzeitig muss für die 
entsprechende Nachweisbarkeit auch eine Aufzeichnung stattfinden.  
 
Das „Wie“ der Arbeitszeiterfassung lässt sich aber auch den Beschlussgründen nicht entnehmen. 
Allerdings soll es nach Auffassung des BAG auch möglich sein, die Dokumentation an die Arbeitnehmer 
zu delegieren. Jetzt ist die Bundesregierung am Zug. Diese muss das Urteil rechtssicher und praktikabel, 
sinnvollerweise per Gesetz, umsetzen. Das Bundesarbeitsministerium hatte bereits angekündigt, 2023 
eine gesetzliche Regelung zu finden.  
 
Bedeutung für die Branche:  
Soweit Sie unseren bisherigen Empfehlungen folgen und die Arbeitszeiten schon immer inklusive 
Überstunden etc. aufzeichnen, ändert sich für Sie aktuell nichts. Die Entscheidung lässt weiterhin für die 
genauere Form der Aufzeichnung Spielräume für Arbeitgeber. Es ist auch davon auszugehen, dass die 
zukünftige Gesetzgebung keinen „Stechuhrzwang“ heraufbeschwören wird. Wir halten Sie aber 
natürlich weiter auf dem Laufenden. 
Tipp: Lesen Sie dazu auch den Bericht „Rechtlicher Jahresrückblick 2022“ in der nächsten Ausgabe der 
SonnenSeiten, die rechtzeitig vor Weihnachten bei Ihnen sein wird. 
 

„Kriechschäden“ werden vom Begriff „Erdrutsch“ nicht ausgeschlossen  
Der Bundesgerichthof (BGH) hat entschieden (Urteil vom 09.11.2022 - IV ZR 62/22), dass der in einer 
Elementarversicherung genannte Begriff „Erdrutsch“ auch Schäden erfasst, die allmählich entstehen. 
Gemeint sind hier allmähliche Bewegungen von Gesteins- und Erdmassen. Dass der Sprachgebrauch für 
die Auslegung des Begriffes „Erdrutsch“ in einer Elementarversicherung ausschlaggebend ist, hat der 
BGH festgehalten. Das Landgericht Bamberg sowie das Oberlandesgericht Bamberg hatten zuvor der 
Versicherung Recht gegeben. Ihrer Ansicht nach fehlte es an einem dynamischen Vorgang, der zu einem 
Erdrutsch dazu gehöre. Der BGH wieder hat entschieden, dass selbst wenn eine Versicherungsklausel 
das Abgleiten (oder Abstürzen) "von Gesteins- oder Erdmassen" verlange, dies nicht als Hinweis darauf 
verstehen sei, dass "Kriechvorgänge" vom Versicherungsschutz ausgenommen seien.  
 
Bedeutung für die Branche: 
Überprüfen Sie bei entstandenen Schäden immer genau, ob diese von Ihrer Versicherung mit zu 
übernehmen sind. Auch Versicherungen können sich mal irren. 
 

Herzliche Grüße 
Bundesfachverband Besonnung e. V.   

Quellen:  
DSSV e. V. 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/einfuehrung-elektronischer-zeiterfassung-initiativrecht-des-betriebsrats/
https://www.dssv.de/mitglieder-login/newsletter-vom-19-09-2022/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/wp-content/uploads/2022/12/1-ABR-22-21.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=131908&pos=0&anz=1

